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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 15 MITTWOCH, DEN 3. MAI 2000

Tag I n h a l t Seite

§ 1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen für die Ertei-
lung einer Erlaubnis zum Betrieb eines Drogenkonsumraums
im Sinne von § 10 a Absatz 1 Satz 1 BtMG. Die zuständige
Behörde (Erlaubnisbehörde) erteilt die Erlaubnis auf Antrag
beim Vorliegen der in den §§ 2 bis 12 genannten Voraussetzun-
gen nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Erlaubnis nach
Satz 2 ersetzt nicht etwaig erforderliche bauordnungsrecht-
liche, sanierungsrechtliche oder sonstige öffentlich-rechtliche
Genehmigungen.

§ 2

Zweckbestimmung

Der Drogenkonsumraum muss innerhalb einer mit öffent-
lichen Mitteln geförderten ambulanten Drogenhilfeeinrich-
tung betrieben werden. Der Betrieb muss darauf gerichtet sein,
einen helfenden und beratenden Kontakt insbesondere mit
solchen Personen aufzunehmen, die für Drogenhilfemaßnah-
men nur schwer erreichbar sind und dementsprechend ohne
verbindliche therapeutische oder sozialpädagogische Ein-
gangsbedingungen erreicht werden sollen, um die Möglichkeit
zu schaffen, sie in weiterführende und ausstiegsorientierte
Angebote der Beratung und Therapie zu vermitteln.

§ 3

Benennung der verantwortlichen Person

Die Betreiberin oder der Betreiber des Drogenkonsum-
raums hat spätestens mit dem Antrag eine sachkundige Person
zu benennen, die für die Einhaltung der in den §§ 4 bis 12
genannten Anforderungen, der Auflagen der Erlaubnis-
behörde sowie der Anordnungen der Überwachungsbehörde
(§ 19 Absatz 1 Satz 4 BtMG) verantwortlich ist (Verantwort-
liche oder Verantwortlicher) und die ihr obliegenden Ver-
pflichtungen ständig erfüllen kann.

§ 4

Ausstattung

Der Drogenkonsumraum muss räumlich von der übrigen
Einrichtung abgegrenzt sein. Er muss die hygienischen Vor-
aussetzungen zur Drogenapplikation für einen ständig wech-
selnden Personenkreis bieten, insbesondere müssen sämtliche
Flächen aus glatten, abwaschbaren und desinfizierbaren
Materialien bestehen. Es muss gewährleistet sein, dass 

1. ausreichend sterile Einmalspritzen, Tupfer, Ascorbinsäure,
Injektionszubehör, Desinfektionsmittel sowie durchstich-
sichere Entsorgungsbehälter bereitgestellt werden,

2. der Raum ständig hinreichend belüftet und beleuchtet wird
und
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Verordnung

über die Erteilung einer Erlaubnis für den Betrieb von Drogenkonsumräumen

Vom 25. April 2000

Auf Grund von § 10 a Absatz 2 des Betäubungsmittelgeset-
zes (BtMG) in der Fassung vom 1. März 1994 (Bundesgesetz-
blatt I Seite 359), zuletzt geändert am 28. März 2000 (Bundes-
gesetzblatt I Seite 302), wird verordnet:
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3. der Raum ständig in sauberem Zustand gehalten sowie
regelmäßig desinfiziert wird.

§ 5

Notfallversorgung

Während des Betriebs des Drogenkonsumraums ist eine
ständige Sichtkontrolle der Applikationsvorgänge durch in der
Notfallversorgung geschultes Personal so sicherzustellen, dass
im Notfall sofortige Beatmungs- und Reanimationsmaßnah-
men und eine akute Wundversorgung möglich sind. Es sind
ständig technische Notfall-Vorrichtungen im Drogenkonsum-
raum bereitzuhalten. Darüber hinaus muss sichergestellt sein,
dass der Zugang zu diesem Raum für externe Rettungsdienste
schnell und problemlos zu erreichen ist. Die Einzelheiten der
Notfallversorgung sind in einem Notfallplan festzuhalten, der
dem Personal zur Verfügung stehen muss, ständig zu aktuali-
sieren ist und der jederzeit umgesetzt werden kann. Der Plan
ist auf Verlangen der Überwachungsbehörde vorzulegen. Die
oder der Verantwortliche unterliegt bei der Sicherstellung der
Notfallversorgung einer gesteigerten Sorgfaltspflicht.

§ 6

Medizinische Beratung und Hilfe

Den Benutzerinnen und Benutzern des Drogenkonsum-
raums ist in allen applikationsrelevanten Fragen medizinische
Beratung und Hilfe zu gewähren. Hierzu zählen insbesondere
infektiologische Aspekte sowie der Risikozusammenhang
zwischen der körperlichen Konstitution der Konsumentin
oder des Konsumenten und der Toxizität der von ihr oder ihm
vorbereiteten Betäubungsmitteldosis. Medizinische Beratung
und Hilfe erfordern kein ärztliches Handeln, bedürfen aber
eines nachweislich medizinisch geschulten Personals.

§ 7

Vermittlung von weiterführenden und
ausstiegsorientierten Angeboten

Es muss sichergestellt sein, dass über eine suchtspezifische
Erstberatung hinaus auch weiterführende und ausstiegsorien-
tierte Beratungs- und Behandlungsmaßnahmen aufgezeigt,
initiiert und bei Bedarf veranlasst werden. Personen, die einen
Entgiftungswunsch äußern, ist Hilfestellung beim Kontakt zu
geeigneten Einrichtungen zu leisten. Beratungs- oder Hilfe-
angebote, die nicht einrichtungsintern realisiert werden kön-
nen, sind den Benutzerinnen und Benutzern des Drogen-
konsumraums zugänglich zu machen. Die Wahrnehmung
solcher Angebote ist durch Zusammenarbeit mit geeigneten
anderen Einrichtungen zu fördern.

§ 8

Maßnahmen zur Verhinderung von Straftaten
nach dem Betäubungsmittelgesetz

Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz, abgesehen
vom Besitz von Betäubungsmitteln nach § 29 Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 BtMG zum Eigenverbrauch in geringer Menge,
dürfen innerhalb der Einrichtung nicht geduldet werden. Da-
rauf ist durch einen Aushang hinzuweisen. Sofern erforderlich,
hat das Personal die Benutzerinnen und Benutzer des Drogen-
konsumraums auf die Verpflichtung nach Satz 1 anzusprechen
und sie durchzusetzen. Durch Anweisung und Schulung des
Personals ist dafür Vorsorge zu treffen, dass bei einer vom Per-
sonal erkannten Vorbereitung oder Begehung von Straftaten
im Sinne von Satz 1 die betreffende Handlung unverzüglich
unterbunden wird.

§ 9

Verhinderung von Straftaten im Umfeld der Einrichtung

Die oder der Verantwortliche hat wöchentlich in einem
Kurzprotokoll die durch den Drogenkonsumraum bedingten
Auswirkungen auf das unmittelbare Umfeld der Einrichtung
und aktuelle Vorkommnisse zu dokumentieren. Eine Zusam-
menarbeit mit den zuständigen Polizeidienststellen ist insbe-
sondere erforderlich, wenn vorangegangene Beeinträchtigun-
gen Dritter oder Störungen der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung im unmittelbaren Umfeld des Drogenkonsumraums
die Begehung von Straftaten erwarten lassen und Maßnahmen
der Einrichtung geeignet wären, bei deren Benutzerinnen oder
Benutzern oder bei auftretenden Szenebildungen im unmittel-
baren Umfeld des Drogenkonsumraums eine Verhaltensände-
rung zu bewirken. Über die Erforderlichkeit, Geeignetheit und
Zumutbarkeit solcher Maßnahmen hat sich die oder der
Verantwortliche mit den zuständigen Polizeidienststellen ins
Benehmen zu setzen, zu denen sie oder er unabhängig davon
regelmäßigen Kontakt zu halten hat.

§ 10

Kreis der berechtigten Benutzerinnen und Benutzer

(1) Die Benutzung des Drogenkonsumraums darf
grundsätzlich nur volljährigen Personen angeboten werden.
Die Benutzerinnen oder Benutzer müssen aufgrund bestehen-
der Betäubungsmittelabhängigkeit einen Konsumentschluss
gefasst haben und über Konsumerfahrungen verfügen. Bei
reife- oder krankheitsbedingten Zweifeln an der Einsichts-
fähigkeit einer Person in die durch die Applikation erfolgende
Gesundheitsschädigung ist die Person von der Benutzung des
Drogenkonsumraums auszuschließen. Bei Minderjährigen, die
Einlass in den Drogenkonsumraum begehren, hat das Personal
vorab durch direkte Ansprache zu klären, ob ein individuell
gefestigter Konsumentschluss und eine Einsichtsfähigkeit im
Sinne von Satz 3 vorliegen. Alkoholisierten oder intoxikierten
Personen, bei denen die Nutzung des Drogenkonsumraums
ein erhöhtes Gesundheitsrisiko verursachen könnte, ist der
Zugang zu verweigern. Die Einrichtung hat sich allgemeiner
Werbung für ihren Drogenkonsumraum zu enthalten und darf
ausschließlich zielgruppenspezifische Informationen erteilen.
Das Personal ist anzuhalten, dass offenkundige Erst- und Gele-
genheitskonsumenten am Zugang zum Drogenkonsumraum
gehindert und durch direkte Ansprache an ein anderweitiges
Beratungs- oder Hilfeangebot herangeführt werden.

(2) Der Konsum von Betäubungsmitteln im Drogenkon-
sumraum kann Opiate, Kokain, Amphetamin oder deren Deri-
vate betreffen und intravenös, oral, nasal oder inhalativ erfol-
gen. Das Konzept der Betreiberin oder des Betreibers muss
festlegen, für welche der in Satz 1 genannten Betäubungsmittel
und Konsumformen der Drogenkonsumraum vorgesehen ist.
Daraus muss sich zudem ergeben, ob Substanzanalysen im
Sinne von § 10 a Absatz 4 BtMG in einer hierzu betäubungs-
mittelrechtlich befugten Stelle veranlasst werden sollen.

§ 11

Dokumentation und Evaluation

Neben den im Rahmen der Gewährung öffentlicher Mittel
verbindlich durchgeführten Dokumentations- und Evaluati-
onsverfahren muss eine ständige Dokumentation des Einrich-
tungsbetriebs erfolgen. Hierzu sind Tagesprotokolle zu fertigen,
aus denen sich Ablauf und Umfang der Kontakte von Benutze-
rinnen und Benutzern, das eingesetzte Personal und besondere
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Vorkommnisse ersehen lassen. Diese Protokolle sind monat-
lich intern auszuwerten.

§ 12
Anwesenheitspflicht von persönlich zuverlässigem

und fachlich ausgebildetem Personal

Während der Öffnungszeiten des Drogenkonsumraums
muss persönlich zuverlässiges und für die Erfüllung der in den
§§ 4 bis 10 genannten Anforderungen fachlich ausgebildetes
Personal in ausreichender Zahl anwesend sein.

§ 13
Erlaubnisverfahren

Für das Erlaubnisverfahren gelten gemäß § 10 a Absatz 3
BtMG § 7 Satz 1 und Satz 2 Nummern 1 bis 4 und 8, § 8, § 9
Absatz 2 und § 10 BtMG entsprechend. Danach sind bei der
Antragstellung (§ 7 Satz 1 und Satz 2 Nummern 1 bis 4 und 8
BtMG) insbesondere Angaben und Unterlagen beizufügen, aus
denen sich die Einhaltung der in den §§ 2 bis 12 genannten
Anforderungen ergibt. Näheres kann die Erlaubnisbehörde
durch Verwaltungsvorschriften regeln.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 25. April 2000.

Gesetz

zur Einführung der Altersteilzeit für hamburgische Beamte

Vom 27. April 2000

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

A r t i k e l  1
Zwanzigstes Gesetz

zur Änderung des Hamburgischen Beamtengesetzes

Das Hamburgische Beamtengesetz in der Fassung vom
29. November 1977 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 367), zuletzt geändert am 25. Mai 1999 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 95), wird wie
folgt geändert:

1. Hinter § 76 b wird folgender § 76 c eingefügt:
„§ 76 c

(1) Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag, der sich
auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestands erstrecken
muß, Teilzeitbeschäftigung mit 60 vom Hundert der regel-
mäßigen Arbeitszeit bewilligt werden, wenn
1. der Beamte das achtundfünfzigste Lebensjahr vollendet

hat,
2. er in den letzten fünf Jahren vor Beginn der Teilzeit-

beschäftigung insgesamt mindestens drei Jahre vollzeit-
beschäftigt war,

3. die Teilzeitbeschäftigung spätestens am 1. August 2004
beginnt und

4. dringende dienstliche Belange nicht entgegenstehen
(Altersteilzeit). Bei Satz 1 Nummer 2 bleiben Teilzeit-
beschäftigungen mit geringfügig veränderter Arbeitszeit
außer Betracht.
(2) Die Altersteilzeit nach Absatz 1 kann in der Weise
bewilligt werden, daß
1. der Beamte durchgehend Teilzeitarbeit im nach Absatz 1

Satz 1 festgesetzten Umfang leistet (Teilzeitmodell) oder
2. der Beamte die bis zum Beginn des Ruhestandes zu

erbringende Dienstleistung vollständig vorab leistet und
anschließend voll vom Dienst freigestellt wird (Block-
modell).

(3) Beamten der Vollzugsdienste (§§ 116, 125) und Feuer-
wehrbeamten (§ 124) darf Altersteilzeit nur im Blockmodell

bewilligt werden. Lehrern an staatlichen Schulen sowie
Seminarleitern am Staatlichen Studienseminar und pädago-
gischen Fachkräften am Institut für Lehrerfortbildung darf
Altersteilzeit nur im Teilzeitmodell bewilligt werden. Satz 2
gilt nicht für Schulleitungen und Funktionsträger im Sinne
von § 96 Absatz 1 Hamburgisches Schulgesetz vom 16. April
1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 97) in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Für Schwerbehinderte im Sinne des § 1 des Schwerbe-
hindertengesetzes in der jeweils geltenden Fassung und für
Beamte, auf die § 121 Anwendung findet, gilt Absatz 1 mit
der Maßgabe, daß der Beamte das fünfundfünfzigste
Lebensjahr vollendet haben muß. Für Leiter und Lehrer an
staatlichen Schulen, am Studienseminar und am Institut für
Lehrerfortbildung beginnt die Altersteilzeit jeweils mit
Beginn eines Schulhalbjahres.

(5) § 76 a Absatz 2 gilt entsprechend.“

2. § 89 a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird hinter der Bezeichnung „§ 76 b,“ die
Bezeichnung „§ 76 c,“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird hinter der Bezeichnung „§ 76 b“
die Bezeichnung „§ 76 c“ eingefügt.

3. In § 126 wird folgender Satz 2 angefügt:

„§ 76 c findet keine Anwendung.“

A r t i k e l  2

Neuntes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen

Personalvertretungsgesetzes

§ 87 Absatz 1 Nummer 11 a des Hamburgischen Personal-
vertretungsgesetzes in der Fassung vom 16. Januar 1979 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 17), zuletzt
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geändert am 30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 269), erhält folgende Fassung:

„11 a. Ablehnung eines Antrags auf

a) Teilzeitbeschäftigung nach § 76 a oder § 76 c und
Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit nach § 89
des Hamburgischen Beamtengesetzes,

b) Urlaub nach § 89 oder § 95 a des Hamburgischen
Beamtengesetzes,

c) Teilzeitbeschäftigung nach § 15 b des Bundes-Ange-
stelltentarifvertrags (BAT) oder des Manteltarifver-
trags für Arbeiter der Länder (MTArb) sowie nach
dem Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit und

d) Urlaub nach § 50 Absatz 1 BAT oder § 55 Absatz 1
MTArb.“

A r t i k e l  3

Schlußvorschriften

(1) Artikel 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2000 in Kraft.
Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

(2) Beamten, die unter den Anwendungsbereich dieses
Gesetzes fallen und die nach dem 1. Januar 2000 eine Teilzeit-
beschäftigung nach § 76 a oder § 89 Absatz 1 bewilligt bekom-
men oder angetreten haben, ist auf Antrag ersatzweise Teilzeit-
beschäftigung nach § 76 c zu genehmigen. Beamte, die unter
den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen und die nach
dem 1. Januar 2000 eine Teilzeitbeschäftigung nach § 76 a oder
§ 89 Absatz 1 beantragt haben, können ersatzweise Teilzeit-
beschäftigung nach § 76 c beantragen.

Ausgefertigt Hamburg, den 27. April 2000.

Der Senat

A r t i k e l  1

Gesetz
zu dem Abkommen zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik
und über die Akkreditierungsstelle der Länder für 

Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts

§ 1

Dem am 3. Dezember 1998 in Potsdam unterzeichneten Ab-
kommen zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle
der Länder für Sicherheitstechnik und über die Akkreditie-
rungsstelle der Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug
des Gefahrstoffrechts wird zugestimmt.

§ 2

Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzeskraft 
veröffentlicht.

§ 3

Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem § 2 in Kraft
tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt
bekannt zu geben.

A r t i k e l  2

Gesetz
zum Abkommen zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz
bei Medizinprodukten

§ 1

Dem am 9. Juli 1998 in Bonn unterzeichneten Abkommen
über die Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz bei
Medizinprodukten wird zugestimmt.

§ 2

Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzeskraft
veröffentlicht.

§ 3

Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel II in
Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt zu geben.

Gesetz

zur Änderung verschiedener Abkommen

Vom 27. April 2000

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 27. April 2000.

Der Senat
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§ 1

Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder für
Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle der
Länder für Meß- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoff-
rechts vom 16. und 17. Dezember 1993 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„ A r t i k e l  2

Aufgaben

(1) Die Tätigkeit der ZLS hat zum Ziel, im Rahmen

– des Gerätesicherheitsgesetzes,

– des Medizinproduktegesetzes,

– des Gesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter,

– des Sprengstoffgesetzes,

und der auf diesen Gesetzen beruhenden Rechtsverord-
nungen,

– der Schiffsausrüstungsverordnung – See

und der Abkommen der Europäischen Gemeinschaft mit
Drittstaaten über die gegenseitige Anerkennung von Kon-
formitätsbewertungen

in der jeweils gültigen Fassung den in der Bundesrepublik
Deutschland erreichten Stand der Produkt- und Anlagen-
sicherheit sowie des Arbeitsschutzes zu halten und zu ver-
bessern auch im Hinblick auf den sicheren Transport
gefährlicher Güter. Die Tätigkeit der ZLS im Rahmen der
Abkommen der Europäischen Gemeinschaft mit Dritt-
staaten über die gegenseitige Anerkennung von Konfor-
mitätsbewertungen hat darüber hinaus zum Ziel, inlän-
dischen Prüf- und Zertifizierungsstellen die Möglichkeit zu
eröffnen, nach dem Recht der Drittstaaten zu prüfen.

(2) Die ZLS vollzieht die Aufgaben der Länder im Bereich
der Akkreditierung, Anerkennung und Benennung

– nach § 9 des Gerätesicherheitsgesetzes,

– nach § 20 und § 21 des Medizinproduktegesetzes für den
Bereich der aktiven Medzinprodukte,

– nach § 9 des Gesetzes über die Beförderung gefährlicher
Güter in Verbindung mit § 6 der Gefahrgutverordnung
Straße und § 6 der Gefahrgutverordnung Eisenbahn
(Akkreditierung von Prüf- und Zertifizierungsstellen für
Gefäße zur Beförderung von Gasen),

– nach § 12 c der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz
und

Anlage zu Artikel 1

A

Abkommen zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik

und über die Akkreditierungsstelle der Länder für Meß- und Prüfstellen

zum Vollzug des Gefahrstoffrechts

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein,

der Freistaat Thüringen

– nachstehend „Länder“ genannt –

schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung
ihrer gesetzgebenden Körperschaften, nachstehendes Abkom-
men zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der
Länder für Sicherheitstechnik (ZLS) und über die Akkreditie-
rungsstelle der Länder für Meß- und Prüfstellen zum Vollzug
des Gefahrstoffrechts (AKMP).
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– nach § 14 der Schiffsausrüstungsverordnung – See.

Der ZLS obliegen hierbei insbesondere folgende Aufgaben:

1. Erarbeitung von Anforderungen, die an Prüflaboratorien
und Zertifizierungsstellen zu stellen sind,

2. Akkreditierung von Prüflaboratorien und Zertifizie-
rungsstellen,

3. Überprüfung und Überwachung der akkreditierten
Prüflaboratorien und Zertifizierungsstellen,

4. Erstellung von Gutachten auf Antrag im Einzelfall,

5. Erarbeitung von Leitlinien für die Anforderungen sowie
Anerkennung von Regelwerken, die bei der Prüfung und
Zertifizierung zu beachten sind,

6. Einrichtung, Organisation und Koordinierung von Sek-
torkomitees.

(3) Im Rahmen der Abkommen der Europäischen Gemein-
schaft mit Drittstaaten über die gegenseitige Anerkennung
von Konformitätsbewertungen vollzieht die ZLS hinsicht-
lich der in Absatz 2 Satz 1 genannten Bereiche die Aufgaben
der Länder im Bereich der Akkreditierung oder vergleich-
barer Verfahren.

Der ZLS obliegen hierbei insbesondere folgende Aufgaben:

1. Akkreditierung der Konformitätsbewertungsstellen,

2. Aussetzung, Widerruf und Rücknahme der Akkreditie-
rung,

3. Überprüfung und Überwachung der benannten Konfor-
mitätsbewertungsstellen,

4. Mitarbeit in Arbeitsgruppen der Gemischten Ausschüsse
der jeweiligen Vertragspartner der Drittstaatenab-
kommen,

5. Einrichtung und Organisation von sektoralen, nationa-
len Arbeitskreisen zur vergleichenden Aufbereitung der
Rechtsvorschriften der Drittstaaten mit den europäi-
schen Bestimmungen.

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Ver-
waltungsabkommen mit der ZLS (vertreten durch das
Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie, Frauen und Gesundheit) auf Vorschlag oder
mit Zustimmung des Gemeinsamen Beirates von ZLS und
AKMP der ZLS weitere, im Verwaltungsabkommen festzu-
legende Aufgaben über die in den Absätzen 2 und 3 genann-
ten Aufgaben hinaus zu übertragen.“

2. Artikel 4 erhält folgende Fassung:

„ A r t i k e l  4

Finanzierung

(1) Die ZLS erhebt für ihre Tätigkeit nach Maßgabe des
Bayerischen Kostengesetzes Gebühren und Auslagen.

(2) Soweit die ZLS darüber hinaus Aufgaben wahrnimmt,
die Gebührentatbeständen und -schuldnern nicht konkret
zugerechnet werden können, wird im Rahmen der jähr-
lichen Haushaltsverhandlungen ein Pauschalbetrag be-
stimmt und zwischen den Ländern aufgeteilt. Das Sitzland
trägt vorweg eine Sitzlandquote. Diese beträgt 10 v. H. des
ungedeckten Finanzbedarfs nach Satz 1. Der vom Beirat
vorberatene Haushaltsentwurf bedarf ab dem Haushalt 1993
der Zustimmung der Finanzminister und -senatoren der
Länder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen.
Das Sitzland verpflichtet sich, den Haushalt der ZLS ent-
sprechend dem Beschluß der Finanzminister der Länder in
seinem Haushaltsplan aufzunehmen.

(3) Das Anteilsverhältnis unter allen Ländern wird zu zwei
Dritteln nach dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen und
zu einem Drittel nach dem Verhältnis ihrer Bevölkerungs-
zahl errechnet. Die Steuereinnahmen erhöhen und vermin-
dern sich um die Beträge, welche die Länder im Rahmen
eines allgemeinen Finanzausgleichs von anderen Ländern
erhalten oder an andere Länder abführen. Als Steuereinnah-
men gelten die im Länderfinanzausgleich zugrundegelegten
Steuereinnahmen der Länder. Maßgebend sind die Steuer-
einnahmen des dem Haushaltsjahr zwei Jahre vorhergehen-
den Haushaltsjahres und die vom Statistischen Bundesamt
für den 30. Juni desselben Jahres festgestellte Bevölkerungs-
zahl.

(4) Die Beträge der Länder werden am 30. Juni eines jeden
Haushaltsjahres nach den Ansätzen des Haushaltsplanes
fällig. Über- und Minderzahlungen gegenüber dem sich
nach der Jahresrechnung ergebenden Finanzbedarf werden
unter dem Titel „Fehlbeträge aus den Vorjahren“ in den
nächsten Haushaltsentwurf eingebracht und somit nach
Verabschiedung durch die Finanzministerkonferenz aus-
geglichen.

(5) Die in den ersten drei Haushaltsjahren erbrachten Vor-
laufkosten werden vom Sitzland getragen.“

3. Die Protokollnotiz zu Artikel 4 wird gestrichen.

4. Artikel 5 wird gestrichen.

5. Artikel 6 wird Artikel 5.

6. Artikel 7, 8 und 9 werden Artikel 6, 7 und 8 und erhalten
folgende Fassung:

„ A r t i k e l  6

Aufgaben

(1) Die Tätigkeit der AKMP hat zum Ziel, im Rahmen des
Gefahrstoffrechts den in der Bundesrepublik Deutschland
erreichten Stand des Arbeitsschutzes zu halten und zu ver-
bessern.

(2) Die AKMP vollzieht die Aufgaben der Länder im Be-
reich des Akkreditierungswesens. Die AKMP akkreditiert
und überwacht Meß- und Prüfstellen, die Aufgaben zum
Vollzug des Gefahrstoffrechts wahrnehmen.

(3) Der AKMP obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

1. Die Akkreditierungskriterien für Meßstellen zur Über-
wachung von Gefahrstoffen an Arbeitsplätzen sowie für
die Stellen, die die Stoffexposition in Arbeitsbereichen
beurteilen, festzulegen,

2. ein Akkreditierungssystem aufzubauen und zu betreiben,

3. Begutachtungen der Meßstellen durchzuführen,

4. ein Qualitätssicherungssystem für akkreditierte Stellen
festzulegen und den Erfahrungsaustausch der von ihr ak-
kreditierten Stellen zu organisieren und durchzuführen,

5. Gutachten im Einzelfall zu erstellen.

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Ver-
waltungsabkommen mit der AKMP (vertreten durch das
Hessische Ministerium für Frauen, Arbeit und Sozialord-
nung) auf Vorschlag oder mit Zustimmung des Gemeinsa-
men Beirates von ZLS und AKMP der AKMP weitere, im
Verwaltungsabkommen festzulegende Aufgaben über die in
den Absätzen 2 und 3 genannten Aufgaben hinaus zu über-
tragen.
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A r t i k e l  7

Sektorkomitees

Bei der AKMP werden Sektorkomitees gebildet. Die Sektor-
komitees haben die Aufgabe, bei der Erarbeitung von Anfor-
derungen mitzuwirken, die an die zu akkreditierenden Meß-
stellen zu stellen sind. Den Sektorkomitees können Sach-
verständige aus den Behörden der Länder und des Bundes,
der Berufsgenossenschaften sowie aus den Bereichen der
Wissenschaft, Wirtschaft und den auf dem Gebiet des Ar-
beitsschutzes tätigen Einrichtungen angehören. Das Nähere
wird durch Bekanntmachung des Hessischen Ministeriums
für Frauen, Arbeit und Sozialordnung geregelt.

A r t i k e l  8

Finanzierung

(1) Die AKMP erhebt für ihre Tätigkeit nach Maßgabe des
Hessischen Verwaltungskostengesetzes Gebühren und Aus-
lagen.

(2) Soweit die AKMP darüber hinaus Aufgaben wahrnimmt,
die Gebührentatbeständen und -schuldnern nicht konkret
zugerechnet werden können, wird im Rahmen der jährli-
chen Haushaltsverhandlungen ein Pauschalbetrag be-
stimmt und zwischen den Ländern aufgeteilt. Das Sitzland
trägt vorweg eine Sitzlandquote. Diese beträgt 10 v. H. des
ungedeckten Finanzbedarfs nach Satz 1. Der vom Beirat
vorberatene Haushaltsentwurf bedarf ab dem Haushalt 1993
der Zustimmung der Finanzminister und -senatoren der
Länder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen.
Das Sitzland verpflichtet sich, den Haushalt der AKMP ent-
sprechend dem Beschluß der Finanzminister der Länder in
seinen Haushaltsplan aufzunehmen.

(3) Das Anteilsverhältnis unter allen Ländern wird zu zwei
Dritteln nach dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen und

zu einem Drittel nach dem Verhältnis ihrer Bevölkerungs-
zahl errechnet. Die Steuereinnahmen erhöhen und vermin-
dern sich um die Beträge, welche die Länder im Rahmen
eines allgemeinen Finanzausgleichs von anderen Ländern
erhalten oder an andere Länder abführen. Als Steuereinnah-
men gelten die im Länderfinanzausgleich zugrundegelegten
Steuereinnahmen der Länder. Maßgebend sind die Steuer-
einnahmen des dem Haushaltsjahr zwei Jahre vorhergehen-
den Haushaltsjahres und die vom Statistischen Bundesamt
für den 30. Juni desselben Jahres festgestellte Bevölkerungs-
zahl.

(4) Die Beiträge der Länder werden am 30. Juni eines jeden
Haushaltsjahres nach den Ansätzen des Haushaltsplanes
fällig. Über- und Minderzahlungen gegenüber dem sich
nach der Jahresrechnung ergebenden Finanzbedarf werden
unter dem Titel „Fehlbeträge aus den Vorjahren“ in den
nächsten Haushaltsentwurf eingebracht und somit nach
Verabschiedung durch die Finanzministerkonferenz aus-
geglichen.

(5) Die in den ersten drei Haushaltsjahren erbrachten Vor-
laufkosten werden vom Sitzland getragen.“

7. Die Protokollnotiz zu Artikel 9 (alt) wird gestrichen.

8. Artikel 10 wird gestrichen.

9. Artikel 11, 12 und 13 werden Artikel 9, 10 und 11. Die
Protokollnotiz zu Artikel 11 (alt) wird Protokollnotiz zu
Artikel 9 (neu).

§ 2

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft,
der dem Monat folgt, in dem die letzte Mitteilung der ver-
tragschließenden Länder, dass die innerstaatlichen Voraus-
setzungen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind,
dem StMAS zugeht.

Für das Land Baden-Württemberg:
Erwin Teufel

Für den Freistaat Bayern:
Dr. Edmund Stoiber

Für das Land Berlin:
Eberhard Diepgen

Für das Land Brandenburg:
Dr. Manfred Stolpe

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Dr. Henning Scherf

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Ortwin Runde

Für das Land Hessen:
Hans Eichel

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Dr. Harald Ringstorff

Für das Land Niedersachsen:
Gerhard Glogowski

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Wolfgang Clement

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Kurt Beck

Für das Saarland:
Reinhard Klimmt

Für den Freistaat Sachsen:
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Dr. Reinhard Höppner

Für das Land Schleswig-Holstein:
Heide Simonis

Für den Freistaat Thüringen:
Dr. Bernhard Vogel

Potsdam, den 3. Dezember 1998
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A r t i k e l  I

Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder für Ge-
sundheitsschutz bei Medizinprodukten vom 30. Juni 1994 wird
wie folgt geändert:

1. In der Überschrift, der Einleitung und in Artikel 1 werden
jeweils nach den Worten „Gesundheitsschutz bei“ die Worte
„Arzneimitteln und“ eingefügt.

2. Artikel 2, 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

„A r t i k e l  2

Aufgaben

(1) Die ZLG nimmt Aufgaben der Länder im Bereich der
Medizinprodukte und Koordinierungsfunktionen im Arz-
neimittelbereich wahr.

(2) Im Bereich der Medizinprodukte hat die Tätigkeit der
ZLG u. a. zum Ziel, den in der Bundesrepublik Deutschland
erreichten Stand an Qualität und Sicherheit von Medizin-
produkten im Rahmen und auf der Grundlage der Richt-
linien 93/42/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über Medi-
zinprodukte, 90/385/EWG des Rates vom 20. Juni 1990 für
aktive implantierbare medizinische Geräte und der zukünf-
tigen EU-Richtlinie für In-vitro-Diagnostika, des Medizin-
produktegesetzes in der jeweils gültigen Fassung und der
hierzu erlassenen Rechtsverordnungen zu halten und zu
verbessern.

(3) Die ZLG vollzieht im Bereich der Medizinprodukte die
Aufgaben der Länder im Bereich der Akkreditierung und
Benennung. Der ZLG obliegen insbesondere folgende Auf-
gaben:

1. Akkreditierung von Prüflaboratorien und Zertifizie-
rungsstellen für Qualitätssicherungssysteme und
nichtaktive Medizinprodukte,

2. Akkreditierung von Zertifizierungsstellen für Personal,

3. Akkreditierung im Bereich In-vitro-Diagnostika,

4. Mitwirkung bei der Akkreditierung von Prüflaborato-
rien und Zertifizierungsstellen für aktive Medizinpro-
dukte,

5. Überwachung der akkreditierten Stellen,

6. Erarbeitung von Vorschriften über die Anforderungen,
die bei Prüfung und Zertifizierung zu beachten sind,

7. Erstellung von Gutachten auf Antrag im Einzelfall und

8. Akkreditierung, Benennung und Überwachung von
Konformitätsbewertungsstellen im Rahmen von Abkom-
men der Europäischen Gemeinschaft mit dritten Staaten
oder Organisationen gem. Artikel 228 EG-Vertrag (Dritt-
land-Abkommen).

(4) Die ZLG ist Geschäftsstelle für den Erfahrungsaustausch
der akkreditierten Stellen. Sie nimmt teil am Erfahrungs-
austausch auf der Ebene der Europäischen Union und an
Konsultationen im Rahmen der Drittland-Abkommen und
arbeitet an vertrauensbildenden Maßnahmen und in Arbeits-
gruppen der Gemischten Ausschüsse mit.

(5) Die ZLG ist zentrale Koordinierungsstelle für den Arz-
neimittelbereich. Ihr obliegt insbesondere die Koordinie-
rung

1. der Spezialisierung der Überwachungsbeamtinnen und 
-beamten, Bildung eines „Pools“ von Spezialisten bei
den Überwachungsbehörden und der länderübergrei-
fenden Zusammenarbeit der Überwachungsbehörden,

2. der Einbeziehung externer Sachverständiger ein-
schließlich von Sachverständigen auf kriminalistischem
Gebiet auf nationaler und internationaler Ebene,

3. von Schwerpunkten für die Überwachung und verglei-
chende Untersuchungen zur Qualität auf Veranlassung
der EU, des EWR, des Europarates und der Pharma-
zeutischen Inspektionskonvention (PIC),

4. von nationalen Aktivitäten zur Überwachung multizen-
trischer klinischer Prüfungen im Rahmen der EU, des
EWR sowie mit Drittländern,

5. der erforderlichen Maßnahmen zur Gewährleistung der
Arzneimittelsicherheit beim grenzüberschreitenden
Verkehr mit Arzneimitteln, Wirkstoffen und anderen
Stoffen mit pharmakologischer Wirkung,

6. von internationalen Überwachungsmaßnahmen in
Deutschland,

7. der Nutzung externer Untersuchungskapazitäten für
Spezialuntersuchungen,

8. von Ringversuchen, auch auf europäischer Ebene,

9. der Aktivitäten der Arzneimitteluntersuchungsstellen
der Länder (OMCL),

10. der Arzneimitteluntersuchung im Falle des grenzüber-
schreitenden Verkehrs mit Arzneimitteln.

Durch ihre Tätigkeit unterstützt die Koordinierungsstelle
die Fortentwicklung der Qualitätssicherung auf den Gebie-
ten der Arzneimittelüberwachung und -untersuchung. Sie
wertet die Jahresberichte zur Arzneimittelüberwachung
und -untersuchung aus und erstellt eine Zusammenfassung.
Die ZLG erhält die Befugnis, Arzneimitteluntersuchungs-
stellen zu akkreditieren.

(6) Die zentrale Koordinierungsstelle wird tätig im Auftrag
der Länder oder eigeninitiativ in Abstimmung mit den
Ländern. Sie arbeitet mit anderen, in den oben genannten
Aufgabengebieten Tätigen zusammen.

(7) Die Landesregierungen werden ermächtigt, der ZLG
durch Verwaltungsabkommen weitere Aufgaben zu über-
tragen.

A r t i k e l  4

Sektorkomitees

Bei der ZLG werden Sektorkomitees gebildet. Die Sektor-
komitees haben die Aufgabe, bei der Erarbeitung von Anfor-
derungen mitzuwirken, die an Prüflaboratorien, Zertifizie-
rungs- und Konformitätsbewertungsstellen zu stellen sind.
Hierzu gehört auch die vergleichende Aufbereitung der
Rechtsvorschriften der Drittstaaten mit den europäischen

Anlage zu Artikel 2

B

Abkommen zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder

für Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten
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Bestimmungen. Den Sektorkomitees können Sachverstän-
dige aus den Behörden der Länder und des Bundes sowie aus
den Bereichen Wissenschaft, Wirtschaft und aus der Ärzte-,
Zahnärzte- und Apothekerschaft sowie aus dem Kranken-
hausbereich und den Verbraucherverbänden angehören.

Artikel 5

Finanzierung

(1) Die ZLG erhebt für ihre Tätigkeit im Rahmen der
Akkreditierung kostendeckende Gebühren und Auslagen
nach Maßgabe des nordrhein-westfälischen Verwaltungs-
gebührengesetzes.

(2) Soweit die ZLG darüber hinaus Aufgaben wahrnimmt,
die Gebührentatbeständen und -schuldnern nicht konkret
zugerechnet werden können, wird im Rahmen der jähr-
lichen Haushaltsverhandlungen ein Pauschalbetrag be-
stimmt und zwischen den Ländern aufgeteilt. Das Sitzland
trägt vorweg eine Sitzlandquote. Diese beträgt zehn vom
Hundert des ungedeckten Finanzbedarfs nach Satz 1. Der
vom Beirat vorberatene Haushaltsentwurf bedarf ab dem
Haushalt 1994 der Zustimmung der Finanzministerinnen
und -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen. Das Sitz-
land verpflichtet sich, den Haushalt der ZLG entsprechend
dem Beschluß der Finanzministerinnen und -minister, 
-senatorinnen und -senatoren der Länder in seinen Haus-
haltsplan aufzunehmen.

(3) Das Anteilsverhältnis unter allen Ländern wird zu zwei
Dritteln nach dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen und

zu einem Drittel nach dem Verhältnis ihrer Bevölkerungs-
zahl errechnet. Die Steuereinnahmen erhöhen und vermin-
dern sich um die Beträge, welche die Länder im Rahmen
eines allgemeinen Finanzausgleichs von anderen Ländern
erhalten oder an andere Länder abführen. Als Steuereinnah-
men gelten die im Länderfinanzausgleich zugrundegelegten
Steuereinnahmen der Länder. Maßgebend sind die Steuer-
einnahmen des dem Haushaltsjahr zwei Jahre vorhergehen-
den Haushaltsjahres und die vom Statistischen Bundesamt
für den 30. Juni desselben Jahres festgestellte Bevölkerungs-
zahl.

(4) Die Beiträge der Länder werden im Laufe eines jeden
Haushaltsjahres zum 31. Mai nach den Ansätzen des Haus-
haltsplanes fällig. Über- und Minderzahlungen gegenüber
dem sich nach der Jahresrechnung ergebenden Finanzbe-
darf werden im ersten der Abrechnung folgenden Haus-
haltsjahr ausgeglichen.“

3. Artikel 7 wird gestrichen.

4. Artikel 8 wird Artikel 7.

A r t i k e l  II

Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft,
der dem Monat folgt, in dem die letzte Mitteilung der vertrag-
schließenden Länder, daß die innerstaatlichen Voraussetzun-
gen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind, dem für
das Gesundheitswesen zuständigen Ministerium des Landes
Nordrhein-Westfalen zugeht.

Für das Land Baden-Württemberg:
Erwin Teufel

Für den Freistaat Bayern:
Dr. Edmund Stoiber

Für das Land Berlin:
Eberhard Diepgen

Für das Land Brandenburg:
Dr. Manfred Stolpe

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Dr. Henning Scherf

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Ortwin Runde

Für das Land Hessen:
Hans Eichel

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
i.V. Thomas de Mezeire

Für das Land Niedersachsen:
Gerhard Schröder

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Wolfgang Clement

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Kurt Beck

Für das Saarland:
Oskar Lafontaine

Für den Freistaat Sachsen:
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Dr. Reinhard Höppner

Für das Land Schleswig-Holstein:
Heide Simonis

Für den Freistaat Thüringen:
Dr. Bernhard Vogel

Bonn, 9. Juli 1998
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Bekanntmachung

über das In-Kraft-Treten der Verordnung

zur Änderung der Verordnung

über das Landschaftsschutzgebiet für das Mühlenberger Loch

Vom 28. April 2000

Gemäß § 2 Satz 2 der Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung über das Landschaftsschutzgebiet für das Mühlen-
berger Loch vom 23. November 1999 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 264) wird bekannt gemacht, dass
die Verordnung am 4. Mai 2000 in Kraft tritt.

Hamburg, den 28. April 2000.

Der Senat


